
	

Demokratie	oder	Apartheid		

Von	Norman	Paech	

	

Es	gehört	zu	den	Standards	der	Legenden	über	Israel,	diesen	Staat	als	die	einzige	
Demokratie	im	Nahen	Osten	zu	bezeichnen,	in	den	Worten	Ehud	Baraks	die	„Villa	im	
Dschungel“.	Dies	mag	für	die	jüdische	Bevölkerung	so	zutreffen,	versteht	sich	Israel	doch	
offiziell	als	jüdischer	Staat.	Für	die	palästinensische	Bevölkerung,	immerhin	an	die	20	%	
der	gesamten	Bevölkerung,	ist	Demokratie	allenfalls	ein	Wunschtraum.	Dies	haben	
Regierung	und	Parlament	mit	einem	Gesetz	am	18.	Juli	2018	bestätigt,	welches	den	Titel	
„Israel:	der	Nationalstaat	des	jüdischen	Volkes“	trägt.	Es	beginnt	mit	den	Worten:	„Das	
Land	Israel	ist	die	historische	Heimat	des	jüdischen	Volkes,	in	dem	der	Staat	Israel	
entstand.“	Kein	Wort	von	dem	Volk,	das	sie	dort	vorfanden	und	dem	sie	ihr	Land	
wegnahmen.	Kritiker	wie	Unterstützer	sind	sich	darin	einig,	dass	es	sich	wohl	um	eines	
der	wichtigsten	Gesetze	handelt,	das	je	von	der	Knesset	erlassen	wurde.	Denn	ab	jetzt	ist	
auch	gesetzlich	mit	Verfassungsrang	festgelegt,	dass	der	Staat	jüdisch	ist.	Er	ist	kein	
Staat	aller	seiner	Staatsbürger,	er	gewährt	nur	den	Juden	alle	Rechte.	In	der	
Unabhängigkeitserklärung	von	1948	hatte	es	noch	geheißen:	„Der	Staat	Israel	wird	sich	
der	Entwicklung	zum	Wohl	aller	seiner	Bewohner	widmen.“		

Gideon	Levy	hat	in	der	Zeitung	Haaretz	sofort	nüchtern	darauf	hingewiesen:	„Das	
Nationalstaat-Gesetz	setzt	dem	vagen	Nationalismus	und	dem	gegenwärtigen	Zionismus,	
wie	er	heute	existiert,	ein	Ende.	Das	Gesetz	beendigt	die	bisherige	Farce,	Israel	sei	
>jüdisch	und	demokratisch<	-	eine	Kombination,	die	nie	existierte	und	nie	existieren	
konnte.	Denn	der	Widerspruch	ist	dieser	Kombination	inhärent.	Die	beiden	Werte	sind	
nie	unter	einen	Hut	zu	bringen,	außer	mit	Betrug….	Es	ist	ein	Gesetz	voller	Wahrheit.“	
Nur	wenige	bekennen	sich	zu	diesem	Widerspruch	so	ungeschminkt	wie	die	durch	ihr		
Faschismus-Parfüm	bekannt	gewordene	Justizministerin	Aeylet	Shaked:	„Wir	müssen	
den	jüdischen	Charakter	des	Staates	schützen,	auch	wenn	das	bedeutet,	Menschenrechte	
zu	opfern.“		

Zumindest	wurde	sofort	nach	der	Verkündung	des	Gesetzes	die	arabische	Sprache	von	
einer	offiziellen	Sprache	neben	dem	Hebräischen	zu	einem	dem	Hebräischen	
untergeordneten	Status	zurückgestuft.	Es	verbannt	Arabisch	faktisch	aus	dem	
öffentlichen	Verkehr.	Das	demokratische	Prinzip	der	Gleichheit,	welches	bisher	in	
keinem	der	Verfassungsgesetze	verankert	werden	konnte,	hat	auch	in	dem	
Nationalstaats-Gesetz	keinen	Platz	gefunden.	Es	gibt	eine	Fülle	von	Gesetzen,	die	die	
arabischen	Israelis	seit	der	Gründung	benachteiligen,	nun	hat	sich	die	„einzige	
Demokratie“	im	Nahen	Osten	auch	offiziell	und	gesetzlich	von	der	Demokratie	
verabschiedet.	Es	stimmt,	dass	das	Gesetz	nicht	viel	Neues	erklärt,	denn	schon	lange	
geht	es	der	israelischen	Politik	nicht	mehr	einfach	um	das	Existenzrecht	Israels,	sondern	
um	das	Existenzrecht	des	jüdischen	Israel,	in	dem	die	arabischen	Israelis	nur	Bürger	
zweiter	Klasse	sind.		

Die	Knesset	streift	mit	diesen	Gesetzen	allerdings	nicht	nur	ihr	demokratisches	Gewand	
ab.	Sie	kann	nun	nicht	länger	verdrängen	und	leugnen,	dass	sich	in	Israel	über	die	Jahre	



ein	System	der	Apartheid	durchgesetzt	hat.	Der	Vorwurf	der	Apartheid	gegen	die	
israelische	Politik	gilt	hierzulande	inzwischen	als	eindeutiger	Ausweis	des	
Antisemitismus.	Doch	seit	den	Berichten	der	UNO-Beauftragten	John	Dugard,	Richard	
Falk	und	Virginia	Tilley	über	ihre	Untersuchungen	vor	Ort	kann	es	keinen	Zweifel	mehr	
daran	geben,	dass	sich	Israel	und	die	besetzten	Gebiete	in	ein	gnadenloses	System	der	
Apartheid	verwandelt	haben.	

So	schloss	John	Dugard	seinen	Bericht	über	die	besetzten	palästinensischen	Territorien,	
den	er	im	Januar	2007	dem	Menschenrechtsrat	der	UNO	erstattet	hatte,	mit	folgenden	
Worten	ab:	„Die	Menschenrechte	in	Palästina	sind	über	sechzig	Jahre	auf	der	
Tagesordnung	der	Vereinten	Nationen	gewesen	und	besonders	in	den	letzten	40	Jahren	
seit	der	Besetzung	von	Ost-Jerusalem,	der	Westbank	und	des	Gazastreifens	im	Jahr	
1967.	Über	Jahre	hinweg	konkurrierten	die	Besatzung	von	Palästina	und	die	Apartheid	
in	Süd-Afrika	um	die	Aufmerksamkeit	der	Internationalen	Gemeinschaft.	1994	endete	
die	Apartheid	und	Palästina	verblieb	als	einziges	Entwicklungsland	in	der	Welt	unter	
der	Unterdrückung	durch	ein	dem	Westen	verbundenes	Regime...	Es	gibt	andere	
Regime,	vor	allem	in	der	Dritten	Welt,	die	die	Menschenrechte	unterdrücken,	aber	es	
gibt	keinen	anderen	Fall	eines	mit	dem	Westen	verbundenen	Regimes,	welches	die	
Menschenrechte	eines	Entwicklungsvolkes	unterdrückt	und	dieses	schon	so	lange.“	

Es	war	sein	letzter	Bericht	über	die	verzweifelte	Situation	der	palästinensischen	
Bevölkerung.	Denn	Dugard,	südafrikanischer	jüdischer	Juraprofessor,	wurde	2009	auf	
Druck	Israels	durch	den	US-amerikanischen	Kollegen	Richard	A.	Falk	abgelöst.	Dugard	
bekannte	in	jenem	Jahr,	„ich	bin	Südafrikaner,	der	in	der	Apartheid	gelebt	hat.	Ich	zögere	
nicht	zu	sagen,	dass	Israels	Verbrechen	unendlich	viel	schlimmer	sind	als	die	
Verbrechen,	die	Südafrika	mit	seinem	Apartheid-Regime	begangen	hat.“		

Doch	Israel	hatte	auch	nicht	viel	Glück	mit	dem	nächsten	Sonderberichterstatter	Falk,	
obwohl	dieser	ebenfalls	Jude	ist.	Auch	er	wurde	nach	Ablauf	seines	Mandats	2014	nicht	
wiedergewählt,	weil	er	an	Schärfe	der	Kritik	an	Israels	Politik	John	Dugard	nicht	
nachstand.	In	seinem	letzten	Bericht	an	den	Menschenrechtsrat	im	Jahr	2014	bestätigte	
er,	dass	die	verlängerte	Besatzung	mit	der	faktischen	Annexion	palästinensischen	
Landes	durch	die	permanente	Ausdehnung	der	Siedlungen	und	den	Bau	der	Mauer	
sowie	die	Verweigerung	des	Selbstbestimmungsrechts	für	die	Palästinenserinnen	und	
Palästinenser	alle	Merkmale	der	Apartheid	hat.	Er	empfahl	der	UN-
Generalversammlung,	beim	Internationalen	Gerichtshof	(IGH)	in	Den	Haag	ein	
Gutachten	über	den	rechtlichen	Status	dieser	verlängerten	Besatzung	einzuholen,	in	
dem		„der	rechtlich	unakzeptable	Charakter	von	‚Kolonialismus’	,	‚Apartheid’	und	
‚ethnischer	Säuberung‘	festgestellt	wird“.	

Falk	wiederholte	und	erweiterte	diesen	Vorwurf	in	einem	gemeinsamen	Gutachten	mit	
Virginia	Tilley	vom	März	2017	für	die	Wirtschafts-	und	Sozialkommission	für	Westasien	
(ESCWA)	der	UNO.	In	ihm	kommen	die	Autoren	zu	dem	Schluss,	„dass	die	israelische	
Politik	als	rassistisch	zu	beurteilen	ist	und	zum	Zwecke	der	Unterdrückung	der	
Palästinenserinnen	und	Palästinenser	in	Israel	ein	Apartheid-System	errichtet	hat“.	Der	
Vorwurf	des	Rassismus	und	der	Apartheid	rief	eine	derartige	Empörung	bei	
einflussreichen	Mitgliedern	der	UNO	hervor,	dass	UN-Generalsekretär	António	Guterres	



den	Bericht	von	allen	offiziellen	UN-Webseiten	entfernen	ließ.	Die	ESCWA-
Exekutivsekretärin	Rima	Khalaf	trat	aus	Protest	gegen	diesen	beispiellosen	Vorgang	von	
allen	ihren	Ämtern	zurück	und	erklärte,	dass	sie	weiterhin	zu	diesem	Bericht	stehe.	Als	
Guterres	Virginia	Tilley	aufforderte,	sich	von	ihrem	Bericht	zu	distanzieren,	legte	auch	
sie	ihr	Mandat	nieder	und	bekannte	sich	weiterhin	zu	dem	Bericht.	Worüber	soll	man	
mehr	staunen,	über	die	Feigheit	des	Generalsekretärs	oder	den	Einfluss	Israels?	Doch	
noch	entscheiden	sie	nicht	über	die	Wahrheit.	

	


